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Minderheiten in Europa 
– Sorben – 

 

 
(Bildquelle: Wikipedia https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Serbske_chorhoje.jpg von User Julian Nyča 

 
 

Der Schwerpunkt unserer zweiten Aus-
gabe im Jahr 2024 liegt auf der Minderheit 
der Sorben in Deutschland. Europa hat 
eine große Zahl an Minderheiten friedlich 
vereint und ist zu Recht stolz darauf.  
In Artikel 1 des Vertrags über die Europäi-
sche Union (EU-V) wird von der „immer 
engeren Union der Völker Europas“ ge-
schrieben und in Artikel 3, EU-V kommt 
dies schön zum Ausdruck: Die Union 
„wahrt den Reichtum ihrer kulturellen und 

sprachlichen Vielfalt und sorgt für den 
Schutz und die Entwicklung des kulturellen 
Erbes Europas“.  
In Artikel 1–8 des nicht in Kraft getretenen 
Verfassungsvertrages wurde festgehalten, 
dass der Leitspruch der Union lautet: „In 
Vielfalt geeint“.  
Europas wahrer Reichtum ist die Vielfalt 
der verschiedenen sprachlichen und kultu-
rellen Gruppen und nicht irgendeine „Leit-
kultur“ oder ähnliche Irrigkeiten. (Red) 
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Polen gibt Hoffnung für Europa 
(Anton Schäfer) 

 
 
Nach jahrelanger Stagnation und vielen Rück-
schritte in Polen gibt die neue liberalkonserva-
tive polnische Regierung Hoffnung für einen 
neuen „Schwung“ in Europa. 
 
Durch die Änderung der 
politischen Verhältnisse 
am 15. Oktober 2023, bei 
der sich die Mehrheit der 
polnischen Gesellschaft 
bei den Parlamentswah-
len für einen Regierungs-
wechsel ausgesprochen 
hat, wird mit Donald Tusk 
(* 1957) nun ein über-
zeugter Europäer Minis-
terpräsident.  
Sein Kabinett wurde vom 
Parlament mit 248 von 
449 anwesenden Abge-
ordneten bestätigt (rund 
55 %). Das ist nicht über-
wältigend, aber ein klarer 
Auftrag.  
 
Donald Tusk war bereits 
langjährig polnischer Re-
gierungschef (2007–
2014), EU-Ratspräsident 
(2014–2019) und Präsident der konservativen 
Europäischen Volkspartei (2019–2022). 
 
Bei der Parlamentswahl am 15. Oktober hatte 
die bisher regierende und Polen polarisierende 
Partei PiS zwar die relative Mehrheit erhalten 
(194 Sitze), konnte aber keinen Koalitions-
partner mehr finden. Trotz Niederlage zöger-
ten die PiS und der aus ihren Reihen stam-
mende polnische Präsident Andrzej Duda die 
Übergabe der Macht solange hinaus, wie es 
verfassungsrechtlich möglich war.  
Andrzej Duda beauftragte zuerst den bisheri-
gen Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki 
mit der Bildung einer neuen Regierung. Diese 
war jedoch nur zwei Wochen im Amt. 

Durch die neue polnische Regierung von Do-
nald Tusk werden nunmehr Impulse gesetzt 
und Zeichen gegen einen billigen Populismus 
und gegen diejenigen, die das europäische Ei-
nigungswerk in Polen – oft aus Eigennutz – in-

frage stellen. 
Europa braucht ein enga-
giertes, starkes und eini-
ges Polen: für die Europäi-
sche Union selbst, aber 
auch, um die Krisen in Eu-
ropa zu bewältigen. Eu-
ropa steht vor großen Her-
ausforderungen und Po-
len ist dabei ein wichtiger 
Partner für alle Seiten. 
 
Dass diese Änderung der 
politischen Verhältnisse 
auch die Zivilgesellschaft 
stark bewegt zeigt sich 
z. B. daran, dass ein Kino 
in Warschau die Parla-
mentssitzungen live zeigte 
und die Säle gut gefüllt 
waren sowie, dass der Y-
ouTube-Kanal des polni-
schen Parlaments (Sejm) 
mittlerweile so viele 

„Fans“ wie kein anderer in Europa hat. 
 
Auf die Regierung von Donald Tusk warten 
große außen- wie innenpolitische „Baustellen“, 
die ganz erheblich von den acht Jahren politi-
schen Rückschritts durch die PiS verursacht 
wurden.  
 
Die neue Regierung muss und wird den europa-
weit und vom EuGH mehrfach verurteilten Jus-
tizumbau und die politische Einflussnahme 
rückgängig machen, die PiS-Propagandama-
schine in den öffentlich-rechtlichen Medien 
entmachten, das Abtreibungsrecht wieder libe-
ralisieren und vieles andere mehr.

 

 

 
Donald Tusk 

. Bildquelle: https://www.flickr.com/photos/eppoffi-
cial/53287183894/ 
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„Jugend für Europa – Europa für die Jugend!“ 
(OStR. Prof. Mag. Elisabeth Dittrich) 

 
 
Laut Eurobarometer denken die jungen Men-
schen im allgemeinen als Generation „europti-
mistischer“ als der österreichische Gesamt-
durchschnitt der Bevölkerung.  
Sie fühlen sich europäisch und möchten dieses 
Europa mitgestalten, es zu einem noch besse-
ren Projekt machen!  
Und sie lieben es, mit ERASMUS zu reisen, 
neue, europäisch denkende Freund/innen ken-
nenzulernen, sie vertrauen mehrheitlich den 
europäischen Institutionen und – das wird ja 
oft vergessen – die meisten von ihnen kennen 
ja nur mehr dieses geeinte Europa, in dem Ös-
terreich seit 1995 Mitglied ist. 
Die Zeit davor ist für sie – und 
bald auch für viele ihrer Lehr-
kräfte – nicht erlebte Ge-
schichte! Die 16-jährigen Erst-
wähler/innen für die EU-Wahl 
2024 bei uns sind 2008 geboren! 
 
Und so ist es für diese jungen 
Menschen selbstverständlich, in 
diesem Europa, ihrer Heimat, 
alle Chancen zu sehen, um ihre Träume zu ver-
wirklichen! Dazu kann, so meine ich, der „Blick 
von außen“, von den Incoming Students, we-
sentlich beitragen – beispielsweise von der nun 
österreichischen Starpianistin Donka An-
gatscheva, die mit 17 Jahren aus Plovdiv (Bul-
garien) zum Studium nach Wien gekommen ist, 
um sich ihren Traum, hier Musik zu studieren , 
zu erfüllen – mit viel harter Arbeit, Stipendien 
und Jobs, wie sie erzählt, aber beseelt davon, 
„ihren Traum“ Realität werden zu lassen. 
Heute baut sie als polyglotte Künstlerin in Wien 
kulturelle Brücken, um andere zu unterstützen.  
Oder die Wahlwienerin und Juristin Polina Ve-
kova, ebenfalls aus Bulgarien, Kandidatin für 
die kommenden EU-Wahlen, sowie die be-
kannte Opern- und Konzertsängerin Zoryana 
Kushpler, aus Lviv (Ukraine) und der junge Mu-
siker Miloš Avramovic aus Serbien.  
 
„Europäische Träume“ werden wahr – so auch 
sicherlich für die Jugend-Taskforce der AEDE-
Österreich, die schon in jungen Jahren von uns 

Lehrkräften mit „Europa“ vertraut gemacht 
wurde und auch Internationalität widerspie-
gelt: Amina mit marokkanischer Herkunft, 
Norbert mit polnischem, Milena mit serbi-
schem, Erol mit türkischem und Sonja mit chi-
nesischem Hintergrund, Arleen mit italieni-
schen Verwandten, Lea und Jonathan aus 
Wien. Der Schulunterricht im Wiener Gymna-
sium, die zahlreichen europäische Projekte und 
Freund/innen, und vor allem die Studienreisen 
nach Brüssel, Straßburg, Luxemburg und Den 
Haag haben sie geprägt. Die Kontakte u. a. zu 
MEP Lukas Mandl, zu FBM Karoline Edtstadler 

und dem früheren Leiter der Stän-
digen Vertretung in Wien, Bot-
schafter Martin Selmayr, haben 
ihnen vermittelt, dass man auf sie 
zählt, sie wertschätzt, ihnen zu-
hört und sie aktiv werden lässt.  
Sie studieren heute Rechtwissen-
schaften, Volkswirtschaft, Interna-
tionale Betriebswirtschaft, Event-
marketing, Umwelttechnik und 
Musik für das Lehramt an Höheren 

Schulen. Was ist ihnen gemeinsam? Ich würde 
meinen, eine „europäische Identität“, gelebt in 
Wien, eine sprachliche und kulturelle Vielfalt, 
die es ihnen sicher leichter macht, dieses Eu-
ropa emotional zu erspüren, zu erleben und da-
mit erfolgreich mitzugestalten! 
 
Als aktive Mitglieder unserer Organisation wis-
sen sie um die Bedeutung der kommenden EU-
Wahlen und engagieren sich, so wie die AEDE-
Österreich das seit ihrer Gründung 1959 (da-
mals bekannt als EEBÖ, als der „Europäische Er-
zieherbund-Sektion Österreich“) getan hat, 
denn für uns war und ist eine verstärkte Euro-
pabildung der Schlüssel zum Erfolg! Dafür be-
darf es unserer Meinung nach einer intensiven 
Bildung der Jugend von der Volksschule an, der 
Förderung der Mehr- und Vielsprachigkeit und 
des kulturellen Austausches, der verstärkten 
Kenntnis der europäischen Geschichte, der ge-
meinsamen Werte und der Förderung des Eu-
ropean Citizenships. 
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Die Jugend ist bei uns am Wort, um ihre Wün-
sche und Ideen konkret zu benennen und öf-
fentlich zu machen. Wir zeigen Aktionsmöglich-
keiten auf, machen Studienreisen nach Brüssel, 
Straßburg und Luxemburg sowie zu unseren 
Partner-institutionen.  

Wir wünschen uns eine Aufwertung der Europ-
bildung in der Öffentlichkeit und umfassende 
Antworten auf die Fragen der Jugend. Junge 
Menschen sollen unser Europa als „work in 
progress“ verstehen, sich aktiv daran beteiligen 
und Teil der Friedenserziehung sein! 
 

 

 
Bildquelle: AEDE, Elisabeth Dittrich 

 
 

Seit 2020 gibt es daher auch das „European A-
wareness Project“ der AEDE-Österreich für 
mehr europapolitische Bildung an Höheren 
Schulen. Ziel dieses Projektes ist es, Europa im 
Unterricht präsenter und nachhaltiger werden 
zu lassen, die Grundzüge aus Geografie und Ge-
schichte, Kultur, Sprache und Mentalität mit-
tels der EU-Arbeitsbroschüre „Europa-einmal 
anders betrachtet“ kennenzulernen, den Dis-
kurs zu wichtigen europapolitischen Themen 
mit Expert/innen, just-in-time und für den Un-
terricht maßgeschneidert, mittels des „Virtuel-
len Clubs Europtimus“ zu fördern, Studienrei-
sen nach Brüssel und Straßburg zu veranstalten 
und die Kooperation mit den AEDE-
Partnersektionen und -schulen unter Einbezie-
hung der Fremdsprachenkenntnisse zu stär-
ken, also jene „European Awareness“ zu 

schaffen, um für das gemeinsame Europa 
handlungsfähig zu sein.  
Die derzeit am Projekt teilnehmenden Schulen 
aus Wien, dem Burgenland und der Steiermark 
werden hier seitens der EU-Vertretung tatkräf-
tig unterstützt, nämlich mit einer repräsentati-
ven EU-Fahne und Plakaten zu den Werten und 
der Geschichte der EU für einen Infopoint im 
Foyer und mittels Grußbotschaften von Bun-
desministerin Edtstadler und Botschafter Sel-
mayr.  
Die Schulen ihrerseits verpflichten sich zur 
Durchführung von mindestens zwei EU-
Schulprojekten pro Jahr (am 9. Mai und 10. De-
zember) und zum Einsatz europäischer Themen 
im Unterricht in möglichst vielen Schulfächern 
mit abschließender Dokumentation und Evalu-
ation. 
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Bildquelle: AEDE, Elisabeth Dittrich 

 

Im zweiten Projekt der AEDE Österreich 2024 
forschen die Oberstufenschüler/innen der A-
warenessschulen unter „Wie viel EU steckt 
in …?“ im Rahmen einzelner kofinanzierter Pro-
jekte, in Kooperation mit den EU-
Gemeinderät/innen, in ihrem Gemeindege-
biet/in ihrem Bundesland. Und danach werden 
sie in Multiplier Events für (mehr) Öffentlich-
keitswirksamkeit sorgen! Das Siegerprojekt er-
hält im Herbst den „European Action Award 
2024“ der AEDE-Österreich in der Höhe von 
1,000 Euro.  
Weiters nimmt unsere AEDE-Sektion seit 2021 
erfolgreich an einem spannenden ERASMUS-
Kulturprojekt mit neun europäischen Partnern 
teil. 
 
Um möglichst breit den „European Spirit“ und 
das gesamteuropäische Wissen, Denken und 
Fühlen zu fördern, geht ein Wunsch meiner-
seits an unseren Herrn Bildungsminister: Bitte, 
empfehlen Sie dringend zwei „Thementage“ 
für alle österreichischen Schulen, nämlich für 
den 9. Mai, den Europatag, und den 10. De-
zember, den Tag der Menschenrechte, um 

unsere europäische Identität bewusster wer-
den zu lassen und nachhaltig zu stärken. Denn 
sie ist es, die uns solidarisch „in unserem Eu-
ropa“ daheim sein lässt! 
 
Oder formuliert nach Stephen Green (The Eu-
ropean Identity, 2015):, „Europa hat gemein-
same Interessen und wesentliche Werte im Lauf 
der Geschichte mühsam errungen, die Teil der 
europäischen Botschaft sind. Andere Schichten 
der Identität, beruhend auf Geschichte, Kultur 
und Sprache, werden weiter national, regional 
oder lokal definiert werden, und das ist auch 
fundamental für das Selbstverständnis der Eu-
ropäer.  
 
Die gemeinsamen Werte der Europäer sind das 
Erbe der Ideen, von so überragenden Persön-
lichkeiten wie Galileo Galilei, Erasmus, Descar-
tes, Locke, Hume, Kant, Hegel Darwin und vie-
len anderen. Aus den unterschiedlichen Per-
spektiven und ausgehend von vielen Fehlent-
wicklungen die wir Europäer über Generatio-
nen gemacht haben, ist etwas grundsätzlich Be-
deutendes  für  die  Welt  des  21.  Jahrhunderts  
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entstanden: eine Verpflichtung zu Rationalis-
mus, Demokratie, individuellen Menschenrech-
ten und Verantwortungsbewusstsein, Rechts-
staat, sozialem Mitgefühl und einem Verständ-
nis für die Geschichte als dynamisch, offen und 
fortschrittlich, und all dies verdient unsere Lo-
yalität, das ist die Basis für einen europäischen 
Patriotismus.“ 

In diesem Sinne, wir haben schon viel erreicht, 
bewahren wir unsere Werte und gehen wir mu-
tig und pro-aktiv in die Zukunft! Die Wahlen 
zum Europäischen Parlament im Juni 2024 sind 
richtungsentscheidend für unsere demokrati-
sche Wertegemeinschaft; verabsäumen wir es 
nicht, diesem Europa unsere Stimme zu geben! 

 

 
Bildquelle: AEDE, Elisabeth Dittrich 

 
 
 
 

 

OStR. Prof. Mag. Elisabeth Dittrich ist Präsidentin der Association Européenne des Enseig-
nants – Section Autriche (AEDE) und Vizepräsidentin der AEDE Europe. AEDE Österreich ist 
eine parteipolitisch und konfessionell ungebundene Organisation (www.aede.at). AEDE 
Österreich ist der österreichische Zweigverein des Europäischen Erzieherbundes, der der-
zeit in einigen Ländern Europas vertreten ist. Dittrich ist auch Vizepräsidentin der Europä-
ische Bewegung Österreich (EBÖ), einer Plattform der pro-europäischen Kräfte in Gesell-
schaft, Wirtschaft und Politik in Österreich. 
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Europa-Wikipedia 

In diesem Europa-Wikipedia sollen in wenigen Sätzen Begriffe erklärt und Interessantes dargestellt werden. Vor-
bild ist die freie gemeinnützige Internet-Enzyklopädie Wikipedia, die seit dem 15. Jänner 2001 besteht.  
 

 
Europäische Sozialpolitik 

 
Gibt es diese? Die Antwort dazu ist – wie so oft 
in der Europäischen Union: Jein. 
 
Grundsätzlich ist die Sozialpolitik ein – so mei-
nen es zumindest die Unionsmitgliedstaaten – 
ureigenstes Interesse derselben. Daher verhin-
dern sie seit Jahrzehnten, dass es zu einer ver-
stärkten Harmonisierung kommt. Von europäi-
scher Gesetzgebung sind wir zumindest theo-
retisch noch weit entfernt. 
Ermöglicht wird eine teilweise Harmonisierung 
vor allem durch die Arbeitnehmerfreizügigkeit. 
Denn diese wäre das Papier nicht wert auf dem 
sie geschrieben steht, wenn z. B. die Ansprüche 
aus dem Pensionssystem und bei Arbeitslosig-
keit oder Krankheit nicht in allen Unionsmit-
gliedstaaten für alle Arbeitnehmer gewährleis-
tet wäre, unabhängig davon, welche Staatsbür-
gerschaft sie haben. 
Darüber hinausgehende Ansprüche mussten 
immer wieder durch den Gerichtshof der Euro-
päischen Union (EuGH) zugunsten der Arbeit-
nehmer und ihrer Angehörigen festgestellt 
werden. So etwa, dass eine Pension aus einem 
Unionsmitgliedstaat auch in einem anderen be-
zogen werden kann. Jahrelang waren die nati-
onalen pensionsauszahlenden Stellen der Mei-
nung, eine Pension könne nur in dem Unions-
mitgliedstaat ausbezahlt werden, in dem der 
Anspruch besteht. Vor Jahrzehnten ist das Ge-
genteil vom EuGH festgestellt worden, und 
plötzlich funktioniert es doch.  
 
Ebenso ist es beim Familiennachzug von Dritt-
staatsangehörigen. Auch hier waren viele Ver-
antwortliche in den Unionsmitgliedstaaten der 
Meinung, es würde ihre Welt zusammenbre-
chen, wenn dies gewährleistet wäre. Der EuGH 
hat dies in mehreren wegweisenden Urteilen 
als Basis für die Arbeitnehmerfreizügigkeit 

 
1 Heute Artikel 48 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV), der in den letzten Änderung 2007 (Vertrag 
von Lissabon) insoweit „erweitert“ wurde (nachdem dieser Arti-
kel über rund 50 Jahre kaum verändert worden war), als dessen 

festgestellt und nun funktioniert es (mehr oder 
weniger). 
 
Historisch gesehen gab es bereits in der ersten 
Fassung des EWG-Vertrages in Artikel 51 eine 
Grundlage für die Harmonisierung.1 Damals 
war dieser Artikel auf Wunsch Frankreichs ein-
gefügt worden. Die Befürchtungen Deutsch-
lands vor einer Überlastung des eigenen Sozial-
systems führten dazu, dass die Handlungsmög-
lichkeiten der EWG aber begrenzt blieben.  
Mit dem Vertrag von Nizza wurde dann 2000 
auch noch ein „Harmonisierungsverbot“ (Arti-
kel 153, Abs. 2 AEUV) eingeführt. 
 
Die sozialpolitischen Aktivitäten hatten seit 
den 1970er Jahren zwar zugenommen, jedoch 
beendete der Einfluss der britischen Premier-
ministerin Margaret Thatcher in den 1980er 
Jahren mit dem von ihr vertretenen Gedanken 
des Neoliberalismus diese Entwicklung und es 
kam zu einer weitgehenden sozialpolitischen 
Stagnation.  
Jacques Delors2 betonte in seiner Zeit als Kom-
missionspräsident (1985–1995) immer wieder 
die dringende Notwendigkeit einer gemeinsa-
men Sozialpolitik der Europäischen Union, 
konnte aber gegen die damals und bis heute 
herrschenden Widerstände in den Unionsmit-
gliedstaaten und in den Wirtschaftswissen-
schaften nicht viel im Hinblick auf eine „Euro-
päische Sozialpolitik“ erreichen. 
 
Die Hauptbereiche der „Europäischen Sozialpo-
litik“, die heute zu finden sind, betreffend da-
her die Arbeitssicherheit, das Soziale Arbeits-
recht, das Sozialversicherungswesen soweit es 
mit der Arbeitnehmerfreizügigkeit verbunden 
ist, in geringem Maße auch die Bekämpfung 
von Ausgrenzungen und den sozialen Dialog. 

Anwendung eingeschränkt wurde. Siehe Antonius Opilio: 
EUV|EGV|AEU, 2. Auflage 2008, Edition Europa Verlag (Online 
Volltext: https://books.google.at/books?id=i9dbURMBAUoC).  
2 Siehe Europastimme 63, 2024/1, S. 3 und 30 f. 

 



  
                                                                                                                                     
 

Seite 36 

UROPASTIMME 
ISSN: 0014-2727                                                                                                   63. Jahrgang – 2. Ausgabe Mai 2024 

 

Zu guter Letzt 
 
 
 

 
 

Von 1959 bis 1964 wurden solche „Testwahlen“ in der Steiermark abgehalten.  
Bildquelle: Euroastimme (Christine Hofmeister) 

 


